
Satzung der Stadt Leinefelde-Worbis über die Erhebung von 
Beiträgen für die erstmalige Herstellung von  

Erschließungsanlagen (Erschließungsbeitragssatzung) 
 
 
Aufgrund der §§ 19 Abs. 1 und 20 Abs. 1 der Thüringer Gemeinde- und Land-
kreisordnung (Thüringer Kommunalordnung – ThürKO), in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41) und des § 132 Baugesetz-
buch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. August 1997 
(BGBl. I S. 2141, 1998 S. 137), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Europa-
rechtsanpassungsgesetzes Bau – E AG Bau – vom 24. Juni 2004 (BGBl. I S. 
1359) erlässt die Stadt Leinefelde-Worbis folgende Erschließungsbeitragssat-
zung: 
 

 
§ 1 

Erhebung des Erschließungsbeitrages 
 
Die Stadt Leinefelde-Worbis erhebt Erschließungsbeiträge nach den Vorschrif-
ten des Baugesetzbuches (§§ 127 ff.) sowie nach Maßgabe dieser Satzung. 
 
 

§ 2 
Art und Umfang der Erschließungsanlagen 

 
(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für folgende nach Art und 
     Höchstumfang beschriebenen Erschließungsanlagen: 
 
1. zum Anbau bestimmte Straßen, Wege und Plätze (§ 127 Abs. 2 Nr. 1 
    BauGB) 
 

a) in Gebieten, in denen eine Wohnbebauung allgemein zulässig ist 
 

- mit bis zu zwei Vollgeschossen bis zu einer Gesamtbreite von 12 m 
bei beidseitiger Anbaubarkeit und von 9 m bei einseitiger Anbau-
barkeit, 

 
- mit bis zu vier Vollgeschossen bis zu einer Gesamtbreite von 16 m 

bei beidseitiger Anbaubarkeit und von 12 m bei einseitiger Anbau-
barkeit, 

 
- mit mehr als vier Vollgeschossen bis zu einer Gesamtbreite von  

18 m bei beidseitiger Anbaubarkeit und von 13 m bei einseitiger 
Anbaubarkeit,  
 

b) in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie in Sondergebieten für 
Einkaufszentren und großflächige Handelsbetriebe bis zu einer Gesamt-
breite von 20 m bei beidseitiger Anbaubarkeit und von 14 m bei einseitiger 
Anbaubarkeit; 

 
 



 

 

2

2. mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen innerhalb der 
    Baugebiete (§ 127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) als 

 
a) Wohnwege bis zu einer Breite von 5 m, 
b) Fußwege bis zu einer Breite von 4 m, 
c) Radwege bis zu einer Breite von 4 m, 
d) Gemeinsame Fuß- und Radwege bis zu einer Breite von 5 m; 

 
3. Sammelstraßen innerhalb der Baugebiete (§ 127 Abs. 2 Nr. 3 BauGB) bis zu 
    einer Gesamtbreite von 27 m;  
 
4. Parkflächen (§ 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB), die  
 

a) Bestandteil einer Verkehrsanlage im Sinne von Nrn. 1 oder 3 sind (un-
selbständige Parkflächen), bis zu einer weiteren Breite von 6 m, 

b) nicht Bestandteil einer derartigen Verkehrsanlage, aber nach städtebau-
lichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung 
notwendig sind (selbständige Parkflächen), bis zu einer Fläche von 20 v. 
H. der Gesamtfläche der durch sie erschlossenen Grundstücke; 

 
5. Grünanlagen (§ 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB), die  
 

a) Bestandteil einer Verkehrsanlage im Sinne von Nrn. 1 bis 3 sind (un-
selbständige Grünanlagen), bis zu einer weiteren Breite von 5 m, 

b) die nicht Bestandteil einer derartigen Verkehrsanlage, aber nach städte-
baulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung 
notwendig sind (selbständige Grünanlagen mit Ausnahme von Kinder-
spielplätzen), bis zu einer Fläche von 20 v. H. der Gesamtfläche der 
durch sie erschlossenen Grundstücke.  

 
(2) Die Höchstbreiten gemäß Absatz 1 Nrn. 1 bis 3 sind durchschnittlich einzu- 
     halten. 
 
(3) Die in Absatz 1 Nr. 1 festgelegten Höchstbreiten gelten nicht für Wendean- 
     lagen.  
 
(4) Wenn sich aus Abs. 1 Nr. 1 unterschiedliche Höchstbreiten ergeben, ist für 
     die gesamte Erschließungsanlage der größte Wert maßgeblich.  
 
(5) Der Erschließungsaufwand umfasst insbesondere die Kosten für  
 

a) den Erwerb der Flächen für die Erschließungsanlagen sowie den Wert 
der von der Stadt aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen im Zeit-
punkt der Bereitstellung  

b) die Freilegung der Flächen für die Erschließungsanlagen 
c) die erstmalige Herstellung der Erschließungsanlagen einschließlich der 

Einrichtungen für ihre Entwässerung und Beleuchtung 
d) die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungsanlagen.  

 
Der Erschließungsaufwand umfasst auch die Kosten für in der Baulast der 
Stadt stehenden Teile der Ortsdurchfahrt einer Bundes-, Landes- oder Kreis-
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straße, bei der Fahrbahn beschränkt auf die Teile, die über die Breite der an-
schließenden freien Strecken hinausgehen.  

 
 

§ 3 
Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes 

 
(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird nach den tatsächlichen 
      Kosten ermittelt. 
 
(2) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand kann für die einzelne Er- 
      schließungsanlage oder für bestimmte Abschnitte einer Erschließungs- 
      anlage ermittelt werden. Für mehrere Erschließungsanlagen, die zur Er- 
      schließung von Grundstücken eine Einheit bilden, kann der Erschließungs- 
      aufwand insgesamt ermittelt werden.  
 
 

§ 4  
Anteil der Stadt am beitragsfähigen Erschließungsaufwand 

 
Die Stadt trägt 10 v.H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes. 
 
 

§ 5 
Abrechnungsgebiet 

 
Die von einer Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke bilden das Ab-
rechnungsgebiet. 
Wird ein Abschnitt einer Erschließungsanlage oder eine Erschließungseinheit 
abgerechnet, so bilden die von dem Abschnitt der Erschließungsanlage bzw. 
der Erschließungseinheit erschlossenen Grundstücke das Abrechnungsgebiet. 
 
 

§ 6 
Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes 

 
(1) Der nach § 3 ermittelte Erschließungsaufwand wird nach Abzug des 
     Anteils der Stadt (§ 4) auf die erschlossenen Grundstücke des Abrech- 
     nungsgebietes (§ 5) nach den Grundstücksflächen verteilt. Dabei wird die  
     unterschiedliche Nutzung der Grundstücke nach Maßgabe der folgenden 
     Absätze berücksichtigt.  
 
(2)  Als Grundstücksfläche gilt: 
 

a)  bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die Fläche,  
    die der Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrunde zu legen ist, 
 
b)  wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder die erforderlichen Fest- 
    setzungen nicht enthält, die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu  
    einer Tiefe von 50 m von der Erschließungsanlage oder von der der  
    Erschließungsanlage zugewandten Grenze des Grundstücks. Reicht 
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    die bauliche oder gewerbliche Nutzung über diese Begrenzung hin- 
    aus, so ist die Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hintere  
    Grenze der Nutzung bestimmt wird. Grundstücksteile, die lediglich die 
    wegemäßige Verbindung zur Erschließungsanlage herstellen, bleiben 
    bei der Bestimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt. 

 
(3)    Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksfläche mit einem 
         Nutzungsfaktor vervielfacht, der im einzelnen beträgt: 
 

1.  bei eingeschossiger Bebaubarkeit oder gewerblich  
    nutzbaren Grundstücken, auf denen keine Bebauung  
    zulässig ist        1,0 
 
2.  bei zweigeschossiger Bebaubarkeit     1,25 

 
3.  bei dreigeschossiger Bebaubarkeit     1,5 

 
4.  bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit   1,75 

 
5.  bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubarkeit   2,0 

 
(4)   Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte  
      höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. Weist der Bebauungsplan nur 
      Grundflächen- und Baumassenzahl aus, so gilt als Geschosszahl die  
      Baumassenzahl geteilt durch 3,0, wobei Bruchzahlen auf die nächstfol- 
      gende volle Zahl aufgerundet werden.  
      Untergeschosse, die keine Vollgeschosse i. S. der BauNVO sind, werden 
      hinzugerechnet, wenn sie als überwiegend gewerblich, industriell oder in  
      gleichartiger Weise genutzt werden. 

 
(5) Ist im Einzelfall eine größere Geschosszahl zugelassen oder vorhanden 
      und geduldet, so ist diese zugrunde zu legen. 
 
(6) Grundstücke, auf denen nur Garagen oder Stellplätze gebaut werden  
      dürfen, gelten als eingeschossig bebaubare Grundstücke. Ist nach den  
      Festsetzungen des Bebauungsplanes mehr als ein Garagengeschoss zu- 
      lässig oder im Einzelfall genehmigt, so ist die jeweils höhere Geschoss- 
      zahl anzusetzen.  
 
(7) Gemeindebedarfs- oder Grünflächengrundstücke in beplanten Gebieten,  
      deren Grundstücksflächen auf Grund ihrer Zweckbestimmung nicht oder 
      nur zu einem untergeordneten Teil mit Gebäuden überdeckt werden sollen  
      bzw. überdeckt sind (z. B. Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Kleingarten- 
      gelände), werden mit 0,7 der Grundstücksflächen angesetzt. Entsprechen- 
      des gilt für solche Grundstücke im unbeplanten Innenbereich.  
 
(8) In unbeplanten Gebieten und Gebieten, für die ein Bebauungsplan weder 
      die Geschosszahl noch Grundflächen- und Baumassenzahl festsetzt, ist 
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a)  bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen,  
 

b)  bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den 
    Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Ge- 
    schosse maßgebend. 
    Hinzugerechnet werden Geschosse nach Abs. 4 (Untergeschosse).  
 

  (9) Ist eine Geschossflächenzahl wegen der Besonderheiten des Bauwerkes  
        nicht feststellbar, werden je angefangene 3,5 m Höhe des Bauwerks als  
        ein Vollgeschoss gerechnet.  
 
(10) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden  
       die in  Abs. 3 festgesetzten Faktoren um 0,5 erhöht. 
 

a) bei Grundstücken in durch Bebauungsplan festgesetzten Kern-, Gewer-
be- und Industriegebieten sowie Sondergebieten mit der Nutzungsart: 
Einkaufszentren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, 
Kongress- und Hafengebiet; 

b) bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne Festsetzung durch Be-
bauungsplan eine Nutzung wie in den unter Buchstabe a) genannten 
Gebieten vorhanden oder zulässig ist; 

c) bei Grundstücken außerhalb der unter den Buchstaben a) und b) be-
zeichneten Gebiete, die gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise 
(z. B. Grundstücke mit Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus- 
oder Schulgebäuden) genutzt werden, wenn diese Nutzung nach Maß-
gabe der Geschossflächen überwiegt. Liegt eine derartige Nutzung ohne 
Bebauung oder zusätzlich zur Bebauung vor, gilt die tatsächlich so ge-
nutzte Fläche als Geschossfläche. 

 
(11) Abs. 7 gilt nicht für durch selbständige Grünanlagen erschlossene 
       Grundstücke.  
 
(12) Für Grundstücke, die von mehr als einer Erschließungsanlage i. S. des 
        § 2 Abs. 1 Nr. 1 dieser Satzung erschlossen werden, ist die Grundstücks- 
        fläche bei Abrechnung jeder Erschließungsanlage nur mit zwei Dritteln  
        anzusetzen. 
 

     Dies gilt nicht 
 

a)  für Grundstücke in Kerngebieten, Gewerbegebieten und Industriege- 
     bieten sowie für überwiegend gewerblich genutzte Grundstücke in  
     sonstigen beplanten oder unbeplanten Gebieten,  
 
b)  wenn ein Erschließungsbeitrag nur für eine Erschließungsanlage er- 
     hoben wird und Beiträge für weitere Anlagen weder nach dem gelten- 
     den Recht noch nach vergleichbaren früheren Rechtsvorschriften er- 
     hoben worden sind oder erhoben werden dürfen, 
 
c)  soweit die Ermäßigung dazu führen würde, dass sich der Beitrag ei-

nes anderen Pflichtigen im Abrechnungsgebiet um mehr als 50 % er-
höht. 
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(13) Mehrfach erschlossene Grundstücke sind bei gemeinsamer Aufwandser- 
       mittlung in einer Erschließungseinheit (§ 130 Abs. 2 Satz 3 BauGB) bei  
       Verteilung des Erschließungsaufwandes nur einmal zu berücksichtigen 
       (§ 131 Abs. 1 Satz 2 BauGB).  
 

 
§ 7 

Merkmale der endgültigen Herstellung von Erschließungsanlagen 
 
(1) Straßen, Wege und Plätze, mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrs- 
      anlagen sowie Sammelstraßen (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1-3 BauGB) 
      sind endgültig hergestellt, wenn  
 

a)  die Stadt Eigentümerin ihrer Fläche ist 
b)  die Beleuchtungs- und Entwässerungseinrichtungen vorhanden sind. 

 
Dabei sind hergestellt 
 

a)  die Fahrbahn, wenn sie einen Unterbau und eine Decke aus Asphalt, 
    Teer, Beton, Pflasterung oder einem ähnlichen Material neuzeitlicher 
    Bauweise aufweist, 
 
b)  die Gehwege und Radwege, wenn sie eine Befestigung mit Platten,  
    Pflaster, Asphalt, Teer, Beton oder einem ähnlichen Material neu- 
    zeitlicher Bauweise mit dem technisch notwendigen Unterbau erhalten  
    haben,  
 
c)  die Entwässerungsanlagen, wenn die Straßenrinnen, die zur Auf- 
     nahme des Wassers erforderlichen Leitungen sowie die Anschlüsse 
     an bereits bestehende Entwässerungseinrichtungen gebaut sind,  
 
d)  die Beleuchtungseinrichtungen, wenn eine der Größe der Anlage und 
    den örtlichen Verhältnissen angepasste Anzahl von Beleuchtungs- 
    körpern hergestellt ist. 

 
(2) Park- und Grünflächen sind endgültig hergestellt, wenn die Stadt Eigen-   
      tümerin ihrer Fläche ist und 
 

a)  die Parkflächen die in Abs. 1 S. 2 Buchstaben b), c) und d) aufge- 
     führten Herstellungsmerkmale aufweisen, 
b)  die Grünflächen gärtnerisch gestaltet sind. 

 
(3) Die Stadt kann im Einzelfall durch Satzung die Herstellungsmerkmale ab- 
      weichend von den Abs. 1 und 2 festlegen. 
      Ein solcher Abweichungsbeschluss ist als Satzung öffentlich bekanntzu- 
      machen. 
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§ 8  
Kostenspaltung 

 
Der Erschließungsbeitrag kann für  
 
1.  den Grunderwerb der Erschließungsflächen, 
2.  die Freilegung der Erschließungsflächen, 
3.  die Herstellung der Straßen und Wege ohne Moped-, Rad- oder Geh- 
     wegen sowie Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen 
4.  die Herstellung der Gehwege oder eines von ihnen, 
5.  die Herstellung der Mopedwege oder eines von ihnen, 
6.  die Herstellung der Radwege mit Schutzstreifen oder eines von ihnen, 
7.  die Herstellung der Entwässerungseinrichtungen, 
8.  die Herstellung der Beleuchtungseinrichtungen, 
9.  die Herstellung der Parkstreifen, 

10. die Herstellung von Grünanlagen 
 
gesondert erhoben und in beliebiger Reihenfolge umgelegt werden, sobald die 
Maßnahme, deren Aufwand durch Teilbeiträge gedeckt werden soll, abge- 
schlossen ist. Über die Anwendung der Kostenspaltung entscheidet die Stadt 
im Einzelfall. 
 
 

§ 9  
Immissionsschutzanlagen 

 
Art, Umfang, Verteilungsmaßstab und Herstellungsmerkmale von Anlagen zum  
Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen i. S. des Bun-
desimmissionsschutzgesetzes werden durch ergänzende Satzung im Einzelfall 
geregelt. 
 
 

§ 10 
Vorausleistungen 

 
Die Stadt kann für Grundstücke, für die eine Beitragspflicht noch nicht oder 
nicht in vollem Umfang entstanden ist, Vorausleistungen bis zur Höhe des vor-
aussichtlichen Erschließungsbeitrages erheben. 
 
 



 

 

8

§ 11 
Ablösung des Erschließungsbeitrages 

 
In den Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die 
Ablösung des Erschließungsbeitrages durch Vertrag vereinbart werden.  
 
Der Ablösebetrag bestimmt sich nach der Höhe des voraussichtlich entstehen-
den Beitrages. Dabei ist der entstehende Erschließungsaufwand anhand von 
Kostenvoranschlägen oder, falls noch nicht vorhanden, der Kosten vergleichba-
rer Anlagen zu veranschlagen und nach den Vorschriften dieser Satzung auf 
die durch die Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke zu verteilen.  
 
Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. Durch Zahlung des Ablösebe-
trages wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten.  
 
 

§ 12 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 16.03.2004 in Kraft. 
Gleichzeitig treten alle übrigen dieser Satzung entgegen stehenden Vorschrif-
ten außer Kraft. 
 
Leinefelde-Worbis, 05.01.2005 
 
Stadt Leinefelde-Worbis  
Der Bürgermeister 
 
 
 
 
Gerd Reinhardt 
 
 
Beschluss- und Genehmigungsvermerk 
 
1. Mit Beschluss vom 13.12.2004, Vorlage-Nr. 98-2004, hat der Stadtrat der 
 Stadt Leinefelde-Worbis die Satzung der Stadt Leinefelde-Worbis über die 
 Erhebung von Beiträgen für die erstmalige Herstellung von Erschließungsan-
 lagen (Erschließungsbeitragssatzung) beschlossen. 
 
2. Das Landratsamt Eichsfeld hat mit Schreiben vom 30.12. 2004,  
 Az: 15.21, die Erschließungsbeitragssatzung genehmigt. 
 
3. Die Erschließungsbeitragssatzung wurde in der „Thüringer Allgemeinen Zei-
 tung“ und in der „Thüringer Landeszeitung“ am  17.01.2005  
 öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
Gerd Reinhardt 
Bürgermeister 


